
 

  

Für reichlich Gesprächsstoff sorgten in den vergangenen Wochen biologisch abbaubare Tra-
getaschen der Handelsketten Rewe und Aldi, welche von den Unternehmen als „100 % kom-
postierbar“ bzw. „soweit wie möglich aus erneuerbaren Rohstoffen“ bezeichnet wurden. Die 
Deutsche Umwelthilfe (DUH) hielt dies für Verbrauchertäuschung und forderte die Handels-
ketten auf, die „Irreführung“ zu unterlassen. 

Inzwischen haben Aldi Nord, Aldi Süd und Rewe erklärt, ihre in Rede stehenden Biokunst-
stoff-Tragetaschen nicht mehr als „100 % kompostierbar“ zu bewerben. Rewe setzt den Ver-
kauf der beanstandeten Tragetaschen aus, bis neue Erkenntnisse zu ihrer Kompostierbarkeit 
vorliegen. 

Die DUH hatte in Umfragen bei Kompostanlagen festgestellt, dass entweder keine Biokunst-
stofftüten kompostiert werden, oder die Tüten mit anderen Plastikfolien als Fremdstoffe aus-
sortiert werden.  

Der Verband der Humus- und Erdenwirtschaft Nord, in welchem zahlreiche Betreiber von 
Kompostierungsanlagen der Region organisiert sind, hatte sich zu dem Thema ebenfalls kri-
tisch geäußert und die Zusammenarbeit mit der DUH gesucht.  

Die Bundesgütegemeinschaft nimmt aufgrund der vielen Rückfragen die Angelegenheit noch 
einmal zum Anlass, einige Sachverhalte aufzuzeigen, die bei der Frage der Verwertung von 
‚Biokunststoffen‘ auf dem Wege der Kompostierung eine Rolle spielen. Es geht dabei nicht 
um eine Stellungnahme im o.g. Streit, sondern darum, verschiedene Sachverhalte zu diffe-
renzieren, um sie richtig einordnen zu können.  

Kompostierbarkeit von Biokunststoffen 

Die Kompostierbarkeit von Biokunststoffen wird heute nach den internationalen Normen DIN 
EN 13432 (Anforderungen an die Verwertung von Verpackungen durch Kompostierung und 
biologischen Abbau, Ausgabe 2000 mit Berichtigung in 2007) und DIN EN 14995 
(Kunststoffe - Bewertung der Kompostierbarkeit, Ausgabe 2007) geprüft. Während DIN EN 
13432 für Verpackungen aus ganz unterschiedlichen Materialien anwendbar ist, bezieht sich 
DIN EN 14995 ausschließlich auf die Kompostierbarkeit von Kunststoffen. 

Die Normen legen verbindliche Standards fest, nach denen ein Werkstoff nach der Norm als 
biologisch abbaubar oder kompostierbar bezeichnet werden kann. Die Prüfungen erfolgen 
unter definierten Bedingungen über Rottezeiten von 12 Wochen. Danach muss der jeweilige 
Biokunststoff zu 90 % abgebaut sein.  

Die Zertifizierung von Biokunststoffen erfolgt auf nationaler Ebene in Zusammenarbeit mit 
dem Branchenverband European Bioplastics, der die industriellen Hersteller, Verarbeiter und 
Anwender von Biokunststoffen und biologisch abbaubaren Werkstoffen (BAW), sowie daraus 
hergestellter Produkte in Europa vertritt. In Deutschland erfolgt die Zertifizierung über die 
Zertifizierungsgesellschaft DIN CERTCO. Erfolgreich geprüfte Biokunststoffe können mit 
dem „Kompostier-barkeits-Logo“ ausgewiesen werden (Abb. 2).  

Die Kompostierbarkeit nach der Norm bzw. das „Kompostierbarkeits-Logo“ weisen lediglich 
einen technischen Standard aus, auf den in der Werbung, in Regelwerken, oder in Rechtsbe-
stimmungen Bezug genommen werden kann. Eine Zulässigkeit oder gar Zuordnung für Sys-
teme der getrennten Sammlung von Bioabfällen - wie dies mitunter verstanden werden kann 
- ist mit der Ausweisung nicht verbunden.  

Rechtliche Zulässigkeit 

Stoffe, die einer biologischen Abfallbehandlung (Kompostierung, Vergärung) zugeführt und 
auf Flächen im Geltungsbereich der Bioabfallverordnung verwertet werden, müssen in 
Deutschland als Ausgangsstoffe nach der Bioabfallverordnung zulässig sein. Für BAW ist 
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dies nur dann der Fall, wenn sie nach einer der o.g. Normen zertifiziert sind und die Materi-
alien aus überwiegend nachwachsenden Rohstoffen (d.h. > 50 %) hergestellt wurden. Dar-
über hinaus sind die infrage kommenden Materialien auf Abfalltüten beschränkt, die zur 
Sammlung von Bioabfällen wie z.B. von Küchen- und Kantinenabfällen eingesetzt werden 
(Anhang 1 Nr. 1a ASN 20 01 39 BioAbfV). Verpackungen aus BAW sind damit ausge-
schlossen.  

Daneben enthält die Düngemittelverordnung Anforderungen an zulässige Bestandteile von 
Düngemitteln. Da aus Bioabfällen hergestellte Komposte und Gärprodukte regelmäßig als 
Düngemittel in Verkehr gebracht werden, sind auch die hier geltenden Anforderungen zu 
beachten. Danach sind BAW als Bestandteil eines Düngemittels nur dann zulässig, wenn 
sie nach den o.g. Normen zertifiziert und nur in „unvermeidbaren Anteilen“ enthalten sind 
(Anlage 2 Tabelle 8.3.5 DüMV). 

Bei der Frage der Vermeidbarkeit spielen u.a. Vorsortiervorgaben eine Rolle, bei denen die 
für die getrennte Sammlung von Bioabfällen geeigneten Stoffe ausgewiesen werden. Sol-
che Vorsortiervorgaben für die getrennte Sammlung werden üblicherweise von den für die 
getrennte Sammlung zuständigen Stellen für die Bürger erstellt. Das Vermeidungsgebot 
des Düngerechts schließt für die Vorsortiervorgaben eine allgemeine Zuweisung von BAW 
zur Biotonne an dieser Stelle praktisch aus.  

Ein „unvermeidbarer Anteil“ an BAW im Sinne des Düngerechts ist nur gegeben, soweit ein-
zelne Biokunststoffe z.B. als Fehlwürfe in der Biotonne gelangen. Auch bei den nach der 
Bioabfallverordnung zulässigen Abfalltüten zur Sammlung von Bioabfällen kann ggf. von 
„unvermeidbaren Anteilen“ gesprochen werden, da die Tüten zum Zweck der Sammlung 
von Bioabfällen eingesetzt werden.  

Betroffene vor Ort entscheiden 

Betroffene vor Ort sind die für die getrennte Sammlung zuständigen Gebietskörperschaften, 
Betreiber von Bioabfallbehandlungsanlagen, sowie die Bürger, die die getrennte Sammlung 
durchführen.  

Die für die getrennte Sammlung von Bioabfällen jeweils zuständigen Gebietskörperschaften 
legen fest, welche Stoffe in die Biotonne sollen und welche nicht. Nicht das Kompostierbar-
keits-Logo, sondern die Gebietskörperschaft ist hier entscheidend. Bei der Entscheidung 
sind sowohl die rechtlichen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen, als auch zu klären, ob 
die jeweilige Bioabfallbehandlungsanlage BAW-Materialien überhaupt verarbeiten kann 
oder verarbeiten will. Eine Abstimmung mit dem Anlagenbetreiber ist immer anzuraten.  

Für den Betreiber der Bioabfallbehandlungsanlage bergen im Bioabfall enthaltene Biokunst-
stoffe nämlich nicht unerhebliche Risiken. So bezieht sich die nach der Norm nachgewiese-
ne biologische Abbaubarkeit auf eine Behandlungszeit von 12 Wochen. In den meisten 
Kompostierungsanlagen sind die Behandlungszeiten aber deutlich kürzer.  

Nach der Norm dürfen bei einer Rotte von 12 Wochen ferner 10 % nicht abgebaute Teil-
chen von Biokunststoff > 2 mm verbleiben. In der    RAL-Gütesicherung Kompost, der die 
meisten Anlagen unterliegen, werden diese Anteile als Fremdstoffe gewertet und können 
bei Überschreiten des Grenzwertes zur Aberkennung des Gütezeichens führen. Es wird 
nicht das Gewicht, sondern die Aufsichtsfläche der Fremdstoffe gewertet.  

Auf der Ebene der Haushalte entscheidet schließlich der Bürger, was er in die Biotonne 
gibt.  

Er hat sich dabei an die Vorgaben der Gebietskörperschaft zu halten. Die Bewerbung und 
Ausweisung von Biokunststoffen als „kompostierbar“ kann ihn jedoch dazu veranlassen, 
solche in die Biotonne zu geben, auch dann, wenn es in der örtlichen Vorsortiervorgabe 
nicht vorgesehen oder ausgeschlossen ist.  

Ferner kann es sein, dass die Ausweisung der Kompostierbarkeit so verstanden wird, dass 
man den jeweiligen Biokunststoff auch selbst im eigenen Garten kompostieren kann. Dies 
ist i.d.R. jedoch nicht der Fall. 
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Hochwertige Verwertung 

Biokunststoffe, die entsorgt werden sollen, unterliegen als Abfall den Bestimmungen des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Im Hinblick auf die Verwertung sind danach das Recycling 
(vorrangig) oder die energetische Verwertung vorgesehen. Ein Recycling auf dem Wege 
der Kompostierung macht wenig Sinn, da die Materialien bestimmungsgemäß vollständig 
abgebaut werden. Ein Nutzen in Form von Pflanzennährstoffen oder Humus verbleibt nicht.  

BAW haben allerdings, ähnlich wie herkömmliche Kunststoffe, einen hohen Heizwert. Aus 
diesem Grunde sind sie grundsätzlich für die thermische und nicht für die stoffliche Verwer-
tung geeignet. Eine hochwertige Verwertung, wie sie das Kreislaufwirtschaftsgesetz ver-
langt, ist für Biokunststoffe daher mit der Zuweisung zur Restmülltonne gegeben, die unter 
Nutzung des Energiegehaltes des enthaltenen Restabfalls energetisch verwertet wird.  

Die BGK hat ihre Position zur Verwertung von Biokunststoffen auf dem Wege der Kompos-
tierung in Positionspapieren vom 05.11.2009 sowie vom 17.11.2011 zum Ausdruck ge-
bracht.   

 

Quelle: H&K aktuell 06/2012, Seite 6– 8: Dr. Bertram Kehres (BGK e.V.)  

Die Deutsche Umwelthilfe und der Verband der Humus- und Erdenwirtschaft Region Nord 
(VHE-Nord) haben in einer gemeinsamen Pressekonferenz am 11.04.2012 u.a. darauf hin-
gewiesen, dass es beim Thema „Biokunststoffe“ nicht nur um deren 
„Kompostierbarkeit“ geht, sondern auch darum, aus welchen Materialien die jeweiligen 
Biokunststoffe hergestellt sind. 

Verbraucher greifen zu Tragetaschen aus Biokunststoffen i.d.R. deshalb, weil sie der Meinung 
sind, dass diese nicht nur „kompostierbar“ sind, sondern auch ‚ökologisch‘, d.h. aus nachwach-
senden Rohstoffen bestehen. Tatsächlich enthalten die DIN EN-Normen über die biologische 
Abbaubarkeit bzw. Kompostierbarkeit von Kunststoffen aber keinerlei Vorgaben, dass diese zu 
irgendeinem Anteil aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt sein müssen.  

So bestehen etwa die in Rede stehenden Tragetaschen nur zu 30 % aus biobasierten Rohstof-
fen (hier: PLA auf Basis von Mais) und zu 70 % auf Rohöl-basiertem Kunststoff. Der vergleichs-
weise geringe Anteil an biobasiertem Rohstoff ist dem Zielkonflikt geschuldet, dass eine deutli-
che Erhöhung des Anteils zu einer Verschlechterung wesentlicher Gebrauchseigenschaften wie 
etwa eine hohe Reißfestigkeit führen würde.  

Darüber hinaus dürfte dem ‚ökologisch sensiblen‘ Verbraucher kaum bekannt sein, dass der 
Rohstoff für den Biokunststoff PLA aus in den USA angebautem Mais gewonnen wird. In den 
USA ist der Anbau von gentechnisch verändertem Mais jedoch die gängige und überwiegende 
Praxis. Bei der Herstellung von PLA werden die Materialströme von gentechnisch verändertem 
und unverändertem Mais nicht getrennt, sondern gemeinsam verarbeitet. (VHE Nord e.V.) 
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